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geschränkt zu vertretenden Gesamthandlung zu messen. 
Für den Exzeßtäter wiederum erhöht sein im besonde­
ren Maße negativer Tatbeitrag die Tatschwere entschei­
dend. Deshalb gewinnt in den hier in Frage kommen­
den Fällen der Tatbeitrag besondere Bedeutung für die 
Einschätzung der Schwere der zu beurteilenden Beteili­
gung des einzelnen an der von einer Gruppe begange­
nen Rowdytat.
Die umfassende Aufklärung konkreter Tatbeiträge von 
Gruppentätern ist oft besonders deshalb schwierig, 
weil
— Gruppenhandlungen ihrer Natur nach schwerer 

überschaubar sind als Einzeltaten;
— der oftmals tumultartige Charakter der Tatbegehung 

die Erkennbarkeit der Handlungen einzelner zu­
sätzlich beeinträchtigt;

— die Aufmerksamkeit Geschädigter und sonstiger Tat­
zeugen auf den Gesamtvorgang gelenkt wird, so daß 
Einzelaktionen ihrer Wahrnehmung entgehen;

— Einzelakteure nicht in ständiger Beobachtung blei­
ben u. a. m.

Hier gibt es über die bekannte Forderung, jede Auf­
klärungsmöglichkeit aufzuspüren und auszuschöpfen, 
hinaus kein allgemeingültiges Aufklärungsrezept. Auf 
einen Anknüpfungspunkt für die Aufklärungstätigkeit, 
der sich m. E. gerade aus den Besonderheiten der 
Gruppentat ergibt, ist jedoch hinzuweisen:
Bei der nach vorgefaßtem Plan oder auf der Grundlage 
einer bereits herausgebildeten Gruppenstruktur vor­
gehenden Rowdygruppe gewinnen Plan bzw. Struktur 
insofern Bedeutung, als ihre Kenntnis im wesentlichen 
auch die Kenntnis des dem einzelnen Gruppenmitglied 
vorgegebenen Handlungsprogramms einschließt. Die 
erste Frage bei der Aufklärung von Rowdydelikten 
einer Gruppe sollte daher die sein, ob im konkreten 
Fall eine Gruppe gehandelt hat, deren koordiniertes 
Vorgehen durch Gruppenplanung oder -Struktur vorbe­
stimmt war.
Die Notwendigkeit dieser Klärung ergibt sich schon dar­
aus, daß die Tatbegehung durch eine solche festgefügte 
Gruppe in aller Regel die Tatschwere erhöht — ein Um­
stand, der nach unseren Beobachtungen in der Praxis 
nicht immer genügend Aufmerksamkeit findet. Über 
die Art und Weise der Herausbildung der Gruppe, ob 
vor der Tat oder im Prozeß ihrer Verwirklichung, dar­
über ob es sich um eine festgefügte, möglicherweise ne­
gativ in Erscheinung getretene Freizeitgruppierung han­
delt, die schließlich zur Rowdytat überging oder den 
Kern einer Rowdygruppe bildete, finden sich in den 
Urteilen nicht immer ausreichende Feststellungen. 
Diese Tatsache hat ihre Wurzel sicherlich darin, daß 
diesem Fragenkomplex oftmals bereits in der Ermitt­
lung nicht genügend Aufmerksamkeit geschenkt wird. 
Durch gezielte Aufklärungsarbeit kann diese Frage in 
der Praxis beantwortet werden. Wenn es sich heraus­
stellt, daß es sich um eine durch Plan oder Struktur 
programmierte Gruppe handelt, müßte dies Anlaß zur 
gezielten Klärung des sich aus Plan oder Struktur er­
gebenden Handlungsprogramms der Gruppe und ihrer 
einzelnen Mitglieder sein. Ist auch diese Aufgabe ge­
löst, dann lassen sich m. E. auch die Richtung der wei­
teren Untersuchung exakter bestimmen, die Aufklä­
rungsarbeit eingrenzen und auf die Schwerpunkte kon­
zentrieren. Dabei muß natürlich erkannt werden, daß 
situations- oder persönlichkeitsbedingte Abweichungen 
vom vorgegebenen Programm durchaus nicht selten und 
daher ggf. Untersuchungen in dieser Richtung erforder­
lich sind.
Auch bei spontan gebildeten Gruppen sollte die Auf­
klärung konkreter Tatbeiträge mit der Frage nach der 
Art und Weise der Herausbildung der Gruppe sowie

damit beginnen, ob sich bereits im Prozeß der Gruppen­
bildung eine bestimmte Rollenverteilung abgezeichnet 
hat, um von hier aus zielgerichtet weiter zu untersu­
chen.

Zur Verletzung anderer Strafgesetze durch Handlungen, 
die den Tatbestand des Rowdytums erfüllen

Im Zusammenhang mit der Anwendung des § 215 StGB 
spielt die Frage nach der gleichzeitigen Anwendung an­
derer Strafgesetze eine bedeutende Rolle, weil es bei 
der Breite der mit dem Tatbestand des Rowdytums be­
schriebenen Begehungsweisen vielfache Berührungs­
punkte mit anderen Tatbeständen des StGB gibt. Hier 
treten auch Unsicherheiten in der Praxis auf, die im 
Einzelfall negative Auswirkungen auf die Bestimmung 
der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
haben können.
Das Ziel der Bestimmungen über die Bestrafung mehr­
facher Gesetzesverletzungen besteht nicht nur bei der 
hier nicht erörterungsbedürftigen Tatmehrheit, sondern 
auch bei Fällen der Tateinheit darin, das strafrechts­
widrige Verhalten des Täters in seiner Gesamtheit zu 
erfassen, rechtlich umfassend zu charakterisieren und 
zur entscheidenden Grundlage für die Bestimmung der 
erforderlichen Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit zu machen. Diesem Anliegen wird nicht 
gerecht, wer die tateinheitliche Verletzung anderer 
Strafgesetze durch eine Rowdytat übersieht oder zu 
Unrecht ablehnt.
Allgemein durchgesetzt hat sich in der Praxis die Er­
kenntnis, daß die in rowdyhafte Gewalttätigkeiten ein­
geschlossene einfache Körperverletzung, der Hausfrie­
densbruch und die mit dem spezialisierenden Merkmal 
der Böswilligkeit ausdrücklich in den Tatbestand des 
Rowdytums aufgenommene Beschädigung von Sachen 
keiner gesonderten rechtlichen Würdigung zugänglich 
sind, da Gesetzeskonkurrenz vorliegt. Richtig geht die 
Praxis auch davon aus, daß im Falle gleichzeitiger qua­
lifizierter Körperverletzung nach §§116, 117 StGB oder 
der verbrecherischen Sachbeschädigung nach §§ 164, 184 
StGB auch diese Bestimmungen als tateinheitlich ver­
letzt mit anzuwenden sind.
Uneinheitlich ist die Rechtsanwendung dagegen, soweit 
auf der Mißachtung der öffentlichen Ordnung oder der 
Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens beru­
hende Gewalttätigkeiten, Drohungen, grobe Belästigun­
gen oder böswillige Beschädigungen zugleich andere als 
die bisher erwähnten Straftatbestände verletzen. Hier 
sind zu nennen Nötigung (§ 129), Bedrohung mit einem 
Verbrechen (§ 130), Beeinträchtigung der Brand- oder 
Katastrophenbekämpfung (§ 191), Widerstand gegen 
staatliche Maßnahmen (§ 212), Beeinträchtigung staat­
licher oder gesellschaftlicher Tätigkeit (§ 214) und 
Staatsverleumdung (§ 220 StGB), deren Anwendung zur 
umfassenden Tatcharakterisierung und zur richtigen 
Einschätzung der Tatschwere erforderlich ist. Zu nen­
nen sind weiter Nötigung und Mißbrauch zu sexuellen 
Handlungen (§ 122), Erpressung (§§ 127, 128), Freiheits­
beraubung (§ 131), Brandstiftung (§§ 185, 186), Verur­
sachung einer Katastrophengefahr (§ 190) und Angriffe 
auf das Verkehrswesen (§ 198 StGB), aus deren Anwen­
dung sich außerdem — z. T. erst bei Vorliegen dort auf- 
geführter Erschwerungsmerkmale — der gemäß § 64 
Abs. 2 StGB zu bestimmende Strafrahmen gegenüber 
§ 215 StGB verändert.
Abschließend soll noch auf die Frage eingegangen wer­
den, ob § 215 StGB anzuwenden ist, wenn die Rowdytat 
zugleich den Tatbestand eines schwereren Verbrechens 
erfüllt. Hier kann § 215 dann ausgeschlossen sein, wenn 
seine Anwendung zur Kennzeichnung von Charakter 
und Schwere der Straftat nicht notwendig ist (§ 63 Abs. 1 
StGB). Diese Notwendigkeit ist zu verneinen, wenn
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